
Stadtverordnetenversammlung 

Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration 
und Gleichstellung 

documenta-Stadt
 
Kassel, 10.07.2006 

  

Niederschrift 
 

über die 4. öffentliche Sitzung 
des Ausschusses für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung 

am Donnerstag, 29.06.2006, 16.30 Uhr, 
im Kommissionszimmer I, Rathaus, Kassel 

 
 

 
Anwesende:   Siehe Anwesenheitsliste 
    (Bestandteil der Niederschrift) 
 
 
Tagesordnung: 
 
 

1. Gemeinsame Volkshochschule von Stadt und Landkreis Kassel 101.16.75 
 
 

2. Betreuungs- und Tarifordnung für die Inanspruchnahme von 
Angeboten der Tagesbetreuung der Stadt Kassel (BTO) 

101.16.103 

 
 

3. KVV-Konzern 
Änderung der Satzungen der Kasseler Verkehrs-Gesellschaft 
Aktiengesellschaft und der Städtische Werke AG 

101.16.115 

 
 

4. Geplante Standorte für Mobilfunkanlagen 101.16.28 
 

 
 
Vorsitzender  Kieselbach eröffnet die mit der Einladung vom 20.06.2006 
ordnungsgemäß einberufene 4. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Sicherheit, 
Recht, Integration und Gleichstellung, begrüßt die Anwesenden und stellt die 
Beschlussfähigkeit fest. 
 
 
Zur Tagesordnung 
 
Stadtverordneter Kortmann beantragt für die CDU-Fraktion, 
 
 Tagesordnungspunkt 3 
 KVV-Konzern 
 Änderung der Satzungen der Kasseler Verkehrs-Gesellschaft 
 Aktiengesellschaft und der Städtische Werke AG 
 Vorlage des Magistrats 
 101.16.115 
 
wegen Beratungsbedarf seiner Fraktion abzusezten. 
 
Die geänderte Tagesordnung wird festgestellt. 
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1. Gemeinsame Volkshochschule von Stadt und Landkreis Kassel 
Vorlage des Magistrats 
- 101.16.75 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Die Stadtverordnetenversammlung stimmt einer künftigen 
gemeinsamen Erfüllung der Aufgaben gem. § 9 Abs. 3 des Gesetzes 
zur Förderung der Weiterbildung im Lande Hessen (Hessisches 
Weiterbildungsgesetz - HWBG) in der Fassung vom 25. August 2001 
durch die Stadt und den Landkreis Kassel zu. 
 
Der Magistrat wird ermächtigt, diesbezüglich mit dem Landkreis 
Kassel eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung nach Maßgabe der §§ 
24 Abs. 1 (erste Alternative) und 25 Abs. 1 des Gesetzes über 
kommunale Gemeinschaftsarbeit (KGG) vom 16.12.1969 (GVBl. I S 307) 
abzuschließen. 
 
Die Satzung der Gesamt-Volkshochschule der Stadt Kassel in der 
Fassung vom 23.02.1987 wird aufgehoben und verliert ihre Wirkung 
mit Ablauf des Tages vor Inkrafttreten der öffentlich-rechtlichen 
Vereinbarung. 
 
Der Landkreis Kassel wird ermächtigt, für die Volkshochschule eine 
Satzung mit Wirkung für das Gebiet der Stadt Kassel zu erlassen.“ 

 
 

 Änderungsantrag der SPD-Fraktion (A) 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Im 2. Absatz des Beschlusstextes der Magistratsvorlage wird das Wort 
„diesbezüglich“ ersetzt durch die Worte:   
 
„im Rahmen der in der Begründung genannten Eckpunkte“ 

 
 

 Änderungsantrag der CDU-Fraktion (B) 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Beschlusstext der Magistratsvorlage wird um folgenden neuen letzten 
Absatz ergänzt: 
 
„Vor Zustimmung im Lenkungsausschuss zu Fragen der Satzung und 
der Gebühren- und Entgeltordnung ist die Zustimmung der 
Stadtverordnetenversammlung einzuholen.“ 
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 Durch Änderungsanträge der Fraktionen der SPD und CDU geänderter 
Antrag des Magistrats (C) 

 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Die Stadtverordnetenversammlung stimmt einer künftigen gemeinsamen 
Erfüllung der Aufgaben gem. § 9 Abs. 3 des Gesetzes zur Förderung der 
Weiterbildung im Lande Hessen (Hessisches Weiterbildungsgesetz - HWBG) in 
der Fassung vom 25. August 2001 durch die Stadt und den Landkreis Kassel zu. 
 
Der Magistrat wird ermächtigt, im Rahmen der in der Begründung 
genannten Eckpunkte mit dem Landkreis Kassel eine öffentlich-rechtliche 
Vereinbarung nach Maßgabe der §§ 24 Abs. 1 (erste Alternative) und 25 Abs. 1 
des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (KGG) vom 16.12.1969 
(GVBl. I S 307) abzuschließen. 
 
Die Satzung der Gesamt-Volkshochschule der Stadt Kassel in der Fassung vom 
23.02.1987 wird aufgehoben und verliert ihre Wirkung mit Ablauf des Tages 
vor Inkrafttreten der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung. 
 
Der Landkreis Kassel wird ermächtigt, für die Volkshochschule eine Satzung mit 
Wirkung für das Gebiet der Stadt Kassel zu erlassen. 
 
Vor Zustimmung im Lenkungsausschuss zu Fragen der Satzung und der 
Gebühren- und Entgeltordnung ist die Zustimmung der 
Stadtverordnetenversammlung einzuholen.“   

 
 
 
Im Rahmen der regen Diskussion werden die Fragen der Ausschussmitglieder von 
Oberbürgermeister Hilgen und Herrn Klingelhöfer, Leiter der Volkshochschule der 
Stadt Kassel, beantwortet.  
 
Oberbürgermeister Hilgen sagt auf Nachfrage zu, einen Entwurf des 
Personalgestellungsvertrages den Ausschussmitglieder mit dem Protokoll zur 
Verfügung zu stellen. 
 
 
 
 
Der Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  
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Beschluss A 
Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
Der Änderungsantrag der SPD-Fraktion zum Antrag des Magistrats betr. 
Gemeinsame Volkshochschule von Stadt und Landkreis Kassel, 101.16.75, 
wird angenommen. 
 

 
Der Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss B 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
Der Änderungsantrag der CDU-Fraktion zum Antrag des Magistrats betr. 
Gemeinsame Volkshochschule von Stadt und Landkreis Kassel, 101.16.75, 
wird angenommen. 
 
 

Der Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: Kasseler Linke.ASG 
den  

Beschluss C 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
Der durch Änderungsanträge der Fraktionen der SPD und CDU 
geänderte Antrag des Magistrats betr. Gemeinsame Volkshochschule von 
Stadt und Landkreis Kassel, 101.16.75, wird angenommen. 

 
 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Bergmann 
 
 
 

2. Betreuungs- und Tarifordnung für die Inanspruchnahme von 
Angeboten der Tagesbetreuung der Stadt Kassel (BTO) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.16.103 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die 
Betreuungs- und Tarifordnung für die Inanspruchnahme von 
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Angeboten der Tagesbetreuung der Stadt Kassel (BTO) in 
der aus der Anlage zu dieser Vorlage ersichtlichen Fassung.“ 

 
 

 Änderungsantrag der SPD-Fraktion (A) 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Beschlusstext wird um folgenden Absatz ergänzt: 
„Der Magistrat wird ermächtigt, redaktionelle Änderungen 
vorzunehmen.“ 
 

 Durch Änderungsantrag der SPD-Fraktion geänderter Antrag des 
Magistrats (B) 

 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Betreuungs- und 
Tarifordnung für die Inanspruchnahme von Angeboten der 
Tagesbetreuung der Stadt Kassel (BTO) in der aus der Anlage zu dieser 
Vorlage ersichtlichen Fassung. 
 
Der Magistrat wird ermächtigt, redaktionelle Änderungen 
vorzunehmen.“ 

 
 
Der Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung fasst bei 
 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: Kasseler Linke.ASG 
den  

Beschluss A 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Der Änderungsantrag der SPD-Fraktion zum Antrag des Magistrats betr. 
Betreuungs- und Tarifordnung für die Inanspruchnahme von Angeboten 
der Tagesbetreuung der Stadt Kassel (BTO), 101.16.103, wird 
angenommen. 
 
 

Der Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung fasst bei 
 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: Kasseler Linke.ASG 
den  
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Beschluss B 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Der durch Änderungsantrag der SPD-Fraktion geänderte Antrag des 
Magistrats betr. Betreuungs- und Tarifordnung für die Inanspruchnahme 
von Angeboten der Tagesbetreuung der Stadt Kassel (BTO), 101.16.103, 
wird angenommen. 

 
 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Alster 
 
 
 
 
 
 

3. KVV-Konzern 
Änderung der Satzungen der Kasseler Verkehrs-Gesellschaft 
Aktiengesellschaft und der Städtische Werke AG 
Vorlage des Magistrats 
- 101.16.115 - 

 
Abgesetzt 
 
 
 
 

4. Geplante Standorte für Mobilfunkanlagen 
Antrag der Fraktion Grüne 
- 101.16.28 - 

 
 
Antrag 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Der Magistrat wird beauftragt, über die geplanten Standorte für 
künftig zu errichtende Mobilfunkanlagen die jeweiligen Ortsbeiräte 
zu informieren und diese an der Entscheidung über die endgültige 
Platzierung zu beteiligen. Ebenso soll die Erweiterung bestehender 
Anlagen mit Einrichtungen für zusätzliche Betreiber bzw. mit 
Einrichtungen für UMTS-Verbindungen mit den Ortsbeiräten 
abgestimmt werden.“ 

 
 
Stadtverordneter Friedrich begründet den im Ausschuss für Umwelt und Energie 
geänderten Antrag seiner Fraktion. Stadtverordneter Kortmann bringt für die CDU-
Fraktion unten aufgeführten Änderungsantrag ein. 
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 Geänderter Antrag der Fraktion Grüne (B) 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Der Magistrat wird beauftragt, im Rahmen der rechtlichen 
Möglichkeiten über die geplanten Standorte für künftig zu 
errichtende Mobilfunkanlagen die jeweiligen Ortsbeiräte zu 
informieren und diese im Verfahren über die endgültige 
Platzierung zu beteiligen. Dies gilt auch für außerstädtische 
Standorte an der Stadtgrenze, bei denen die Stadt Kassel im 
Rahmen einer Abstimmung beteiligt ist. Ebenso soll die 
Erweiterung bestehender Anlagen mit Einrichtungen für zusätzliche 
Betreiber bzw. mit Einrichtungen für UMTS-Verbindungen mit den 
Ortsbeiräten abgestimmt werden.“ 
 
 

 Änderungsantrag der CDU-Fraktion zum geänderten Antrag der 
Fraktion Grüne (A) 
 

Der geänderte Antrag der Stadtverordnetenfraktion Grüne soll wie 
folgt ergänzt werden: 
 
Im ersten Satz wird nach „… im Rahmen der rechtlichen 
Möglichkeiten“ die Worte „insbesondere des Datenschutzes“ 
ergänzt. 

 
 
 
Der Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung fasst bei 
 
Zustimmung: CDU 
Ablehnung: SPD, Grüne, Kasseler Linke.ASG, FDP 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss A 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Der Änderungsantrag der CDU-Fraktion zum gänderten Antrag der 
Fraktion Grüne betr. Geplante Standorte für Mobilfunkanlagen, 
101.16.28, wird abgelehnt. 
 
 
 

Der Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung fasst bei 
 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: CDU 
den  
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Beschluss B 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Der geänderte Antrag der Fraktion Grüne betr. Geplante Standorte für 
Mobilfunkanlagen, 101.16.28, wird angenommen. 

 
 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Friedrich 
 
 
 
 
 
 
Ende der Sitzung: 17.13 Uhr 
 
 
 
Wolfram Kieselbach Anja Koch 
Vorsitzender Schriftführerin 
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